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«Beim Erbenstreit wird offenbar, was lange unterm Teppich war» 
Diese Aussage von Gerhard Ruby ist zeitlos und 
bewahrheitet sich Tag für Tag aufs Neue. So ist 
leider oft zu beobachten, dass die Familienban-
de, insbesondere unter Geschwistern, bei Erb-
schaften zerrissen werden. Die gängigste Form 
ist dabei, dass sich Geschwister untereinander 
benachteiligt fühlen. In der Folge verhärten sich 
die Fronten, bis die Kommunikation ganz zum 
Erliegen kommt und die Erbteilung blockiert ist. 
Nicht selten geht dies damit einher, dass Infor-
mationen nicht mehr an alle Erben weitergelei-
tet werden oder dass wichtige Mitteilungen 
unterbleiben.

Um die daraus drohenden, noch grösse-
ren Verwerfungen allenfalls verhindern zu 

können, hat der Gesetzgeber den Erben 
rechtliche Informationsansprüche zur Verfü-
gung gestellt. Auf dieser Grundlage kann vor-
enthaltenes Wissen nötigenfalls auch ge-
richtlich erlangt werden. In Artikel 607 Ab-
satz 3 ZGB wird festgehalten, dass Miterben, 
welche sich im Besitze von Erbschaftssa-
chen befi nden, bei der Erbteilung hierüber 
unaufgefordert Aufschluss geben müssen. In 
Artikel 610 Absatz 2 ZGB wird zusätzlich sta-
tuiert, dass sich die Erben bei der Erbteilung 
gegenseitig über das Verhältnis zum Erblas-
ser aufzuklären haben, um eine korrekte Ver-
teilung der Erbschaft zu ermöglichen. Diese 

Auskunftspfl ichten der Miterben gelten nach 
herrschender Lehre umfassend und bezüg-
lich allem, was für die Teilung der Erbschaft 
irgendwie von Belang sein könnte.

Die bundesgerichtliche Rechtsprechung 
hält in BGE 90 II 365 E. 3 ebenfalls fest, dass 
sich die Auskunftspfl icht ihrem Zweck ent-
sprechend nicht bloss auf den effektiven 
Nachlass bezieht, sondern eben auch auf die 
Zuwendungen unter Lebenden bzw. auf 
Sachverhalte, welche zu Lebzeiten des Erb-
lassers vorgefallen sind. Offenzulegen sind 
somit bspw. frühere Schenkungen und an-
dere Zuwendungen des Erblassers oder 

Bankbelege sowie Vereinbarungen, welche 
der Erblasser eingegangen ist. Zur Erlangung 
einer entsprechenden Auskunft ist jeder ge-
setzliche oder eingesetzte Erbe selbststän-
dig berechtigt.

Selbst wenn sich dadurch Zerwürfnisse 
und Streitereien in der Familie nicht verhin-
dern lassen, kann gleichwohl sichergestellt 
werden, dass jeder Erbe an die erforderlichen 
Informationen gelangt. Sollte es sich bereits 
im Vorfeld abzeichnen, dass nach dem eige-
nen Ableben grosse Unstimmigkeiten ent-
stehen könnten, empfi ehlt es sich, einen Wil-
lensvollstrecker einzusetzen. Dieser kann 

einerseits die Kommunikation unter den Er-
ben unbelastet sicherstellen und Konfl ikte 
neutral bewerten sowie andererseits die 
Erben bei der Erbteilung beratend begleiten. 
Der Willensvollstrecker ist dabei gegenüber 
allen Erben im gleichen Umfang auskunftsbe-
rechtigt und auskunftsverpfl ichtet. Gleiches 
hat für einen von den Erben gemeinsam ein-
gesetzten Erbenvertreter zu gelten. Es ergibt 
sich also, dass Vorsorge wieder einmal 
besser als Nachsorge ist.

Morris Knecht, Rechtsanwalt, und Philipp 
Jossen, Niklaus Rechtsanwälte, Dübendorf �
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Hagelnetz und Regen-
dach: Wer bezahlt 
wenn’s kracht?
Hagelnetze und Regendächer sind über die 
landwirtschaftliche Sachversicherung ge-
gen Elementarschäden zum Zeitwert mit-
versichert. Wichtig, der Witterungsschutz 
muss in der Versicherungssumme der 
Grund- oder Zusatzdeckung berücksichtigt 
werden. Es besteht auch die Möglichkeit, 
diese Installationen mit einer Mehrprämie 
über Schweizer Hagel zu versichern. Der 
Unterschied, Schweizer Hagel entschädigt 
für Netze bis zum fünften Jahr und mehr-
jährige Garantiefolien bis zum zweiten 
Jahr den Neuwert. Die Sachversicherer 
kennen nur eine lineare Abschreibung.

Prüfen Sie Ihre Police oder rufen Sie uns 
an, wir beraten Sie gerne!

ZBV Versicherungen: Lukas Wyss, Pirmin 
Schwizer, Urs Wernli, Tel. 044 217 77 50 �

Nassfutter

Treber (verschiedene TS-Gehalte)

Mais (ganze Pflanze, CCM, 
Kolbenschrot und Bio)

Zuckerrübenschnitzel
konventionell und Bio

Erhältlich als: lose, Siloballen, 
oder Siloschlauch

Trockenfutter
Trockentreber und Malzkeime

Mais (ganze Pflanze, CCM, 
Kolbenschrot und Bio)

Oberkirch Maiswürfel plus

Zuckerrübenschnitzel
pelletiert oder unpelletiert

Erhältlich als: lose, Big-Bag oder gesackt

fenaco Raufutter
aus Ihrer

Gratis: 0800 808 850     www.raufutter.ch

Ihre Versicherungsberatungsstelle:

Zürcher Bauernverband 
Lagerstrasse 14 
8600 Dübendorf
Tel. 044 217 77 55 
www.zbv.ch

Für die Bauernfamilien!

Mit uns schützen Sie Ihre 

Angestellten: global 

versichert!
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ZBV-VOR I N FO
Kurzfristig noch Anmeldungen möglich!

Umnutzungsmöglichkeiten von leerstehenden 
Gebäuden in der Landwirtschaftszone
Gemeinsamer Kurs von GLB, ATZ und ZBV. Der Strukturwandel bringt es mit sich, dass land-
wirtschaftliche Gebäude oftmals nicht mehr für ihren ursprünglichen Zweck genutzt werden 
können. Welche Rahmenbedingungen gelten für die Umnutzung solcher Gebäude? Was 
braucht es für eine Baubewilligung? Wie steht es mit der Finanzierung? Mit welchen Steuer-
folgen muss ich rechnen? 

Mittwoch, 10. Juni 2015, 13.15 bis 16.00 Uhr, ZBV, Lagerstrasse 14, 8600 Dübendorf 
Kosten: Fr. 60.–/Person, Fr. 30.–/weitere Person vom Betrieb.
Neuer Anmeldeschluss ist der 08.06.2015 direkt beim ZBV, Lagerstrasse 14, 
8600 Dübendorf, Tel. 044 217 77 33. �

Puure-Höck 2015

10. Juni 2015
20.00 Uhr

Daniel Frei
Im Strassäcker 1
8106 Adlikon bei 

Regensdorf

BUNDESGERICHTSENTSCHEID ZUR UMSETZUNG DER KULTURLANDINITIATIVE

Kulturlandinitiative – quo vadis
Das Bundesgericht hat die Stimm-
rechtsbeschwerde der Grünen gut-
geheissen. Auf eine Umsetzungs-
vorlage muss eingetreten werden, 
unabhängig ob diese als allge-
meine Anregung oder aus einem 
ausformulierten Gesetzestext her-
vorgeht. Die schriftliche Begrün-
dung des Urteils wird diesbezüg-
lich noch Klarheit schaffen. Seit 
der Einreichung der Stimmrechts-
beschwerde Mitte letzten Jahres 
ist das Thema Raumplanung 
trotzdem nicht stehen geblieben. 

Hans Frei
Präsident Zürcher Bauernverband 

Prüfungsbericht des
Bundesrates liegt vor
Am 15. April 2015 hat der Bundesrat 
abschliessend zur Gesamtüberprü-
fung des Kantonalen Richtplanes Stel-
lung genommen. Dabei hält der Prü-
fungsbericht einleitend fest, dass diese 
Überprüfung den neuen Anforderun-
gen des revidierten Raumplanungsge-
setzes (RPG), Inkraftsetzung 1. Mai 
2014, zu genügen hat. Er hält explizit 
fest, dass die Planung im Kanton Zü-
rich umfassend und geeignet ist, um 
das revidierte RPG im Bereich Sied-
lung zu erfüllen. Wesentlich für diese 
positive Beurteilung sind die stringen-
ten Festlegungen zum Siedlungsge-
biet, hält er in seinem Bericht fest.

Im Kapitel Landwirtschaftsgebiet 
begrüsst der Bundesrat die umfassende 
Zielsetzung zur Förderung einer nach-
haltigen Landwirtschaft und zur Erhal-
tung des Landwirtschaftsgebietes mit 
seinen vielseitigen Funktionen. Der 
qualitative und quantitative Schutz des 
Bodens, insbesondere der Fruchtfolge-
fl ächen, entspricht der Sachplanung 
und somit den Bundes interessen. Die 
umfassende Neuerhebung der FFF im 
Kanton Zürich wird als Grundlage ge-
würdigt. Bei Beanspruchung von 
Fruchtfolgefl ächen hat vom Verursa-
cher eine fl ächengleiche Kompensa-
tion zu erfolgen. Auf Antrag des Zür-
cher Bauernverbandes wurde im Richt-
plan die Forderung aufgenommen, 
dass für landwirtschaftliche, zonen-
konforme Bauten keine Kompensati-

onspfl icht besteht. Dies wurde von den 
Bundesstellen mit Bedauern zur Kennt-
nis genommen, weil damit die Siche-
rung des Mindestumfanges etwas ge-
schwächt werde. Es wurde aber kein 
Vorbehalt zur Genehmigung gemacht.

Kernelement zur
Ablehnung des RPG II
Das RPG II wurde in der Zwischenzeit 
an den Bundesrat zurückgewiesen. Die 
Auslegung, welche bauliche Entwick-
lung insbesondere für die Landwirt-
schaft ausserhalb des Siedlungsgebietes 
noch zulässig ist, wurde von der Land-
wirtschaft mit aller Deutlichkeit zu-
rückgewiesen. Kompensationspfl icht 
für landwirtschaftliche Bauten, Rück-
baurevers, Rückbau bei Wegfall des Ver-
wendungszwecks inkl. Rekultivierung 
des Bodens, bis hin zur Aufhebung
der Belastungsgrenze für Grundpfand-
rechte zur Gewährleistung solcher Auf-
lagen konnten schlicht nicht hinge-
nommen werden. Solche Rahmenbe-
dingungen sind fi nanziell nicht tragbar 
und alles andere als ein Beitrag zur ver-
besserten Wettbewerbsfähigkeit.

Fruchtfolgefl ächen im Siedlungs-
gebiet versus Kompensationspfl icht
Mit der jüngsten Richtplanrevision 
konnte die Ausdehnung des Siedlungs-
gebietes verhindert werden. Die Fest-
setzungen im Kanton Zürich erfolgten 
auch in der Vergangenheit im Rahmen 

demokratischer Prozesse. Die gesetzli-
chen Grundlagen zur Erarbeitung der 
Richtpläne basieren auf Volksentschei-
den. Bewusst wurde der Anteil FFF auf 
den nicht eingezonten Flächen im Sied-
lungsgebiet von der Erhebung der 
Fruchtfolgefl ächen ausgenommen. Die 
Initianten fordern bei Bedarf dieser Flä-
chen eine fl ächengleiche Kompensa-
tion. Im Gegensatz fordert die Land-
wirtschaft ausserhalb des Siedlungsge-
bietes für ihre zonenkonforme Ent-
wicklung keine Flächenkompensatio-
nen. In diesem Dilemma ist eines klar, 
die bäuerlichen Familienbetriebe brau-
chen auch in Zukunft diesen Hand-
lungsspielraum. Sie können keine wei-
teren Einschränkungen und Aufl agen 
für eine  tragbare Weiterentwicklung 
ihrer Betriebe verkraften.  �




